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Anlage III .

Vorlage der Kirchenregierung

an die Landesſynode der vereinigten evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1926 .

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes ,

die Gewährung einer Dienſtaufwandsentſchädigung an die Geiſtlichen und die Ablöſung

der den Geiſtlichen für kirchliche Amtshandlungen zuſtehenden Bezüge betr .
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8 6.

Den Geiſtlichen iſt es unterſagt , Bezüge für

Amtshandlungen für ſich zu erheben .

88

Die Gemeindebeſchlüſſe über Gewährung ei —

ner Dienſtaufwandsentſchädigung , über Ablöſung

der Bezüge für Amtshandlungen , über Feſtſet

zung einer Ablöſungsrente , über Aufhebung

oder Beibehaltung der Gebühren und über Be

zeichnung der Kaſſe , der ſie zuzuführen ſind , be⸗

dürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats .

Dieſer hat vor ſeiner Entſchließung den oder die

beteiligten Geiſtlichen zu hören .

8 8.

Die bereits erfolgte Feſtſetzung einer Dienſt

aufwandsentſchädigung oder einer Ablöſungs

Begründung .

Die Frage der Aufhebung und Ablöſung der

Stolgebühren beſchäftigt die Synoden unſerer

Kirche ſchon ſeit mehr als 30 Jahren . Die ordent

liche Generalſynode des Jahres 1891 erachtete die

Beſeitigung der noch üblichen Stolgebühren für

geboten und erſuchte den Oberkirchenrat , nach

dieſer Richtung hin einen Geſetzesentwurf der

nächſten Generalſynode vorzulegen und bei

Staatsregierung dahin zu wirken , daß durch ein

ſtaatliches Geſetz die Verwendung von aus d
örtlichen Kirchenſteuern fließenden Mitteln zur

Entſchädigung der Pfarrer für aufgehobene Stol

gebühren als zuläſſig bezeichnet we rde . Dement

ſrehtez erging unterm 14. 12. 1894 (
Geſ . u. VBl . 1895 S . 8) ein Geſetz ,

ſtimmte , daß die Bezüge , wel

und ausdrücklicher Feſt 0

für die Amtshandlung der Taufe ,

Trauung und Beerdigung zuſtand

firmation ,

von den
N1e aus örtlichen MitKirchengemeinden gegen eine

eln den Geiſtlichen zu gewährende Entſchädi —

gung abgelöſt werden können . Die Ablöſungs —

rente wurde berechnet nach dem füunfjährigen

Durchſchnitt der für vollzogene kirchliche Hand⸗

lungen entrichteten Gebühren .

Der Vollzug dieſes Geſetzes wickelte ſich ſehr

langſam ab . Nach dem Bericht des Oberkirchen⸗

rats an die Generalſynode von 1914 S. 20 hatten

bis zum 1. 1. 1914 109 Gemeinden die Stolge⸗

§

rente ſteht der erneuten Feſtſetzung dieſer Be

züge nach Maßgabe dieſes Geſetzes nicht

gegen .

bührenablöſung eingeführt . Bei 8 zerhand

lungen dieſes Gegenſtandes in der Sitzung vom

24 . 7. 1914 ( Verhandlungsbericht AE

wurde dem Bedauern über den langſamen Gaug

der Entwicklung auch Ausdruck verliehen , wo —

gegen der Präſident des Oberkirchenrats ernent

uf hinwies , daß ein Zwang auf die

den zur Ablöſung der Stolgebühren nicht aus⸗

eübt werden könnte

Auch die außerordentliche Generalſynod

und Dezember 1919 beſchäftigte ſich mit
—— 65 211 1aun 5 G nBol

8 Sit vom 25. Oktober
der Frage n der

1910 ( Verl Fandlungs bericht S .

Berichterſtatter des Finanzausſchuſſes , dem ein

Badiſchen Pfarrvereins über die

en hatte ,

29 ffey teilte der

Antrag des

Weee der Stolgebühren vorgelege

mit , daß bis dahin etwa 150 Gemeinden , darunter

lle größeren Städte , von dem Ablöſungsrecht

Gebrauch gemacht haben . In den Gemeinden , in

ebühren noch entrichtet werden ,
denen die Stole

die für den Geiſt⸗

cht

0

herrſchten zum Teil übungen ,

lichen unwürdig ſeien . Aber auch da , wo eine

Ablöſungsrente feſtgeſetzt ſei , haben ſich nach dem

Geſetz von 1894 Unzuträglichkeiten deshalb er

geben , weil die Berechnung der Reute nach dem

fünfjährigen Durchſchnitt der Gebühren , welche

bis zur Ablöſung bezahlt wurden , zu erfolgen

hat . Der Berichterſtatter empfiehlt einmal die

einheitliche Feſtſetzung der Höhe der Stolgebüh⸗



ren und dann ein Erſuchen an den

rat , ein neues Geſetz über ebung der

Gebühren vorzulegen und dabei für Bemeſ⸗

ſung der jährlichen Renten die Seelenzahlen der

Gemeinden zu Grunde zu legen . Dieſer Antrag

fand die Zuſtimmung der Mehrheit der Synode .

Dementſprechend legte der Oberkirchenrat der

außerordentlichen Generalſynode vom Mai 1920

einen Geſetzesentwurf vor , nach welchem die Ent —

ſchädigungsrente nach Seelenzahl der Ge —

meindemitglieder berechnet werden ſoll . Dieſer

Entwurf fand mit einigen Abänberungen ein⸗

ſtimmige Annahme und wurde als Geſetz un —

term 2 . 1920 verkündet ( vergl . kirchl . Geſ .

u. VBl . 1920 S . 52 ) .

Nach dem Bericht , de

Kirchenregierung für

91Andie

Kaounder

Mai

n der Oberkirchenrat der

die Landesſynode von 1921

vorlegte , hatten bis zum Frühjahr 1921

im ganzen 181 Gemeinden , alſo weit über ein

Drittel der Gemeinden , die Stolgebühren ab⸗

gelöſt

Di

Bericht S . 23 ) .

ie in der folgenden Zeit immer mehr um ſich

greifende Geldentwertung machte es erforderlich ,
die Beſoldung der Geiſtlichen in Angleichung an

atlichen Beſtimmungen zu regeln . Der

Synode vom Juni 1921 wurde ein dementſpre —

chender Geſetzesentwurf vorgelegt , der in §S 1 ne⸗

ben dem Grundgehalt , der Dienſtwohnung , den

Kinder - und Teuerungszuſchlägen auch die Ge —

bühren für die kirchlichen Amtshandlungen oder

ie an deren Stelle getretene Ablöſungsrente

nkommen Pfarrer bezeichnet . Der

Berichterſtatter Finanzau
betref

ſes bean

tragte , dieſe die Stolgebühren treffende Be —

ſtimmung zu ſtreichen mit 338 Begrün⸗

dung : „ Es liegt kein Grund vor , die meiſt gering⸗

fügigen Gebühren für kirchliche Amtshandlungen

oder die an ihre Stelle getretene Ablöſungsrente

als einen Teil des Dienſteinkommens zu betrach⸗

ten , zumal dieſe Nebenbezüge bei der Bemeſſung

des Ruhegehalts und der Hinterbliebenenbezüge

keinen anrechnungsfähigen Teil des Dienſtein⸗

kommens bilden . “ Dieſem Antrag trat die Synode

auch bei . Auch in dem Beſoldungsgeſetz vom 28 .

3. 1922 ( kirchl . Geſ . u. VBl . S. 62 ) ſind die Stol⸗

( vergl .
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er deren Ablöſungsrente nicht er⸗

Durch die auf den 1. Oktober

Neuregelung der Bezüge der

veranlaßt , haben ſowohl ſämtliche Geiſtlichen der

ſtädtiſchen Pfareien Heidelberg , Lahr , Mann⸗

heim , Lörrach , Baden - Baden , Konſtanz , 450
heim⸗Rheinau , Karlsruhe , Pforzheim wie auch

der Finanzausſchuß verlangt , daß die Geiſtlichen

in ihren Bezügen den ſtaatlichen Beamten mit

gleicher Vorbildung gleichgeſtellt

1 / der Pfarrſtellen in Gruppe XII eingereiht und

dieſe Stellen den dienſtlich am meiſten in An⸗

ſpruch genommenen Stadtpfarrern zur Verfü⸗

gung geſtellt werden ſollten . Sie Stolgebühren

ablöſungsrente ſoll dann nicht mehr den Geiſt —

lichen zufallen . Die Kirchenregierung ſchloß ſich

zuerſt dieſem Antrag an und in dem entſprechen —

den Geſetzesentwurf wurden ſowohl Pfa

nach Gruppe XII vorgeſehen , als auch

ſtimmung aufgenommen , daß der

ein Anſpruch auf Stolgebühren mehr

1922 erfolgte

Staatsbeamten

und demnach

rrſtellen

die

iſtlichenGe

5U⸗

ſtehe . Durch die Ungunſt der Verhältniſſe war

es aber damals nicht möglich , aus kirchlichen

Mitteln die Gehälter der Geiſtlichen zu beſtrei —

ten , vielmehr mußte in weitem Umfange ſtaat⸗

liche Hilfe in Anſpruch genommen werden . Da

bei dieſen Verhandlungen mit dem Staate es den

Anſchein hatte , als ob der Staat mit einen Zu⸗

ſchüſſen dann zurückhalten würde , wenn die

Pfarrſtellen nach Gruppe XII kommen würden ,

entſchied ſich ſchließlich die Kirchenregierung da —

für , die Stellen nach Gruppe XII zu ſtreichen . Die

in dem Entwurf aber enthaltene Beſtim

des § 10 blieb beſtehen , die lautet : „ Mit dem In⸗

krafttreten dieſes Geſetzes wird das Recht der

Geiſtlichen , von den Angehörigen ihrer Kirchen⸗

gemeinden Gebühren für kirchliche Amtshand⸗

lungen zu erheben , aufgehoben . Gleichzeitig

tritt das kirchliche Geſetz vom 27 . 5. 1920 , die den

Geiſtlichen für kirchliche Amtshandlungen zu—⸗

ſtehenden Bezüge betr . , außer Kraft . “ Mit dem

1 ing

Erſcheinen dieſes — —
—

22 .

November 1922 ( kirchl . Geſ . u . VBl . S . 143) war



demnach folgende Rechtslage geſchaffen : Dem

Geiſtlichen war unterſagt , Stolgebühren oder

Ablöſungsrenten anzunehmen , und den Gemein

den war durch die Aufhebung des Geſetzes vom

27 . 5. 1920 die Möglichkeit genommen , weitere

Ablöſungen vorzunehmen . Durch die Bekannt

machung des Oberkirchenrats vom 25 . Januar

1923 (kirchl . Geſ . u. VBl . S . 15 ) wurde dieſe Be —

ſtimmung noch einmal beſonders zur Kenntnis

gebracht und dahin ausgelegt , daß für

handlungen im Hauſe der Beteiligten und bei

Nichtmitgliedern der Kircher

ren zu Gunſten der Ortsfonds und Ortstirchen

ſteuerkaſſen erhoben werden

In der 2. Sitzung des Finanzausſchuſſes bei

den Beratungen anläßlich der außerordentlichen

Tagung der Landesſynode vom September 192

wurde ein Antrag auf Wiedereinführung de

wolle ein Geſetz herbeift en v1
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Ende 1924 befaßte ſich die Kirchenregierung

mehrfach mit der Feſtſetzung einheitlicher Sätze

für die Dienſtaufwandsentſchädigung und die

Ablöſung der Stolgebühren , ohne dabei zu einer

endgültigen Entſcheidung zu kommen Die im

Februar 1925 angeſtellten Erhebungen darüber ,

ob und an wen in den einzelnen Gem ben noch

Stolgebühren entrichtet werden und in welchem

Umfange an ihrer Stelle eine Dienſtaufwan

lblöſungsrente getreentſchädigung oder eine

ten ſind , ergeben , daß ſich in wirrem Durcheinan„

der alle denkbaren Möglichkeiter r Behand

lung dieſer Fragen finden . Soweit ſi

ßiges Bild aus den nicht in r eindeut

en un Uf 019 Ort

ſtell t es etwa 1

In 90 Gemeinden wird nur eine Dienſt

wandsentſchädigung , i 79 Gemeinden werden
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etwa in §S 12 KV aufgenomme vird , wo⸗

nach die Gemeinden verpflichtet ſind, nach nähe

ren Beſtimmungen der Geſetze die Mittel zur

Beſtreitung ihrer Bedürfniſſe ſowie die Bedürf⸗



niſſe der Landeskirche aus den Erträgniſſen ihres

örtlichen Vermögens oder aus örtlichen Kirchen —
ſteuern aufzubringen . Nach den gemachten Er —

ſahrungen wird es ſich auf die Dauer nicht um

gehen laſſen , in der angedeuteten Weiſe das

Selbſtverwaltungsrecht der Kirchengemeinden

zu beſchränken , wie es übrigens in der Verfaſ —

ſung anderer deutſcher Landeskirchen bereits ge —

ſchehen iſt . Wird aber einmal eine ſolche Ver —

faſſungsbeſtimmung erlaſſen , dann kann ſie

rechtlich einwandfrei im vorliegenden Falle für

die Einführung der Dienſtaufwandsentſchädi —

gung und Ablöſungsrente nur angewandt wer —

den , wenn deren Entrichtung als Verpflichtung

gekennzeichnet iſt .

Sätze des § 3 ſind im weſentlichen den

auf Grund der Erhebungen ermittelten Beträ —

gen angeglichen , die z. Z. tatſächlich bezahlt

werden .

Die

0

Wenn den Geiſtlichen in § 6 unterſagt iſt ,
die herkömmlichen Bezüge für Amtshandlungen
zu erheben , ſo iſt damit zur zweifelsfreien Feſt⸗

ſtellung nur zum Ausdruck gekommen , was in

dem ausdrücklich nicht aufgehobenen § 10 des

ſoldungsgeſetzes vom 22 . November 1922 ( ékirchl .

Be⸗

Geſ . u. VBl . S . 143 ) bereits beſtimmt war . Da⸗

mit ſind aber die Bezüge ſelbſt , die auch in der

evangeliſchen Kirche ſeit der Reformation ge—⸗

wohnheitsrechtlich geleiſtet werden , nicht aufge —
hoben .

Die Gemeinden müſſen daher nach §S 5 bei

Feſtſetzung der Ablöſungsrente ſich darüber

ſchlüſſig werden , ob ſie Stolgebühren weiter er —

heben wollen und zu Gunſten welcher Kaſſe dies

zu geſchehen hat .

Die übrigen Beſtimmungen des Geſetzesent —

wurfes bedürfen keiner beſonderen Begründung .
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